
Bayerisches Staatsministerium 

für Unterricht und Kultus 

München, Salvatorplatz 2 

1. Oktober 1973 

Aktenzeichen: 11 / 11 - 10 c / 133 678 

Zu Händen	 von Herrn Ministerialdirigenten Dr. Kitzinger 

Betrifft:	 Meine Aufnahme in den Vorbereitungsdienst für 

das Lehramt an Gymnasien 

Bezug:	 Ihr Schreiben vom 18.9.1973, meinem Rechtsanwalt 

zugestellt am 27.9.1973 

Sehr geehrter Herr Ministerialdirigent, 

für Ihr Schreioen vom 18.9., zugestellt am 27.9.73, danke 

ich höflich. Da ich auf meinen Antrag vom 26.3.73 hin erst 

am 23.8.1973 Ihr Schreiben vom lR.3.73 mit der Ankündigung 

einer möglichen Ablehnung erhielt, darf ich Ihr letztes 

Schreiben sicher dahin verstehen, daß ich im Falle einer 

gü~stigen Entscheidung durch das Ministerium oder - im Anord­

nungsverfahren - durch das Verwaltungsgericht München noch 

in das am 13.9.73 begonnene Pädagogikum nachrücke und für 

ohne mein Verschulden aufgetretene Verzögerungen nicht durch 

den Verlust eines halben Jahres bezahlen muß. 

Ich bedanke mich insbesondere für Ihre Mitteilung, daß nach 

Ihrem gegenwärtigen - wie ich Ihnen versichern darf: bereits 

vollständigen - Kenntnisstand eine günstige Entscheidung 

durchaus noch möglich ist, an der ich selbstverständlich das 

größte Interesse haben muß und zu der ich mein möglichstes 

beitragen will. 

Obwohl mir bekannt ist, daß die Frage nach'der Zugehörigkeit 

zu einer erlaubten Organisation und die Verwertung dieser 

Tatsache nach irgend einer Richtung hin nicht zulässig ist, 

bestätige ich Ihnen ohne weiteres, daß ich Mitglied des MSB 

Spartakus gewesen bin und Mitglied der DKP bin. 
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1. 

So wie es das Grundgesetz voraussetzt, wenn es die ~v>;~tion 

der Parteien in unserem Verfassungsleben umschreibt, orientie­

re ich mich nicht an irgendwelchen 8wigkeitswerten oder ~r­

satzreligionen, sondern an so profanen Dingen wie ';e~ :';r:J­

gramm einer Partei. Ich gestatte mir, hier R brosc~ierte 

Einzelproc;ramme der DKP beizulegen, u. z. zur Rilrlu:1Cs-, J 11Gp.nd-, 

'.,'er~ehrs-, Steuer-, Gesundheits-, Sport-, "iet- Tlc] :2oce:1- 'l1ei 

zur 30zialpolitik. Von allen ParteiproEra~~en ~azp.n ~ir ~ip.­

se a~1 :Y!els e~ zu. !)ies '.lJ8.r für \~icr. - ,~anz i:n 2in:le ''"!e~ P~r­

teie:lverständni::ses 'Jes 'Jrund:esetzes - :jr die i-lrlter2t:i~z':r;~~ 

u:1d 'ütcliedschait in der D!<:P entscheic'3n:J. ':iec:en 1,0"",>;0"'3"
 

ProGrammen liegt das von mir für richtig gehalte~e ~Jzial1~ti­


sche Ideen.:;ut in der Tradition eines Au[';ust Bebel z;;::rlI1"!e,
 

das heute von keiner anderen Partei vertreten wird.
 

Mein allgemeines Verfassungsverständnis ist das des Gr~n~ce­


setzes und der Verfassung des Freistaats Bayern.
 

Eine Verfassung ist selbst Ausdruck des Ringens geGe~läuriGer
 

sozialer Interessen und der bei ihrem Zustandekommen reJ'3vQn­


ten politischen Kräfte und Ideen; sie setzt das Rin~er ~ie~e>;
 

gegenläufigen Kräfte voraus und ermöglicht dieses RinGen
 

und dient ihm in und durch einen verbindlichen gemeinRB~er
 

Rah'l1en.
 

Am Zustandekommen und am Ideologiebestand der demokrati~cken
 

deutschen Verfassungen ist die - traditionell marxisti~c~p. ­


deutsche Arbeiterbewegung wie keine andere geschichtlicke
 

Kraft beteiligt.
 

Ich darf hier kurz auf das 3eispiel Chile Bezug neh'l1en. 2er
 

fraktionsvorsitzende der CDU/CSU im Deutschen BundestaG, Prof.
 

Karl Carstens, hat It. Süddeutsche Zeitung vom 1).9.73 ~. ?
 

am Tage nach dem Putsch in Chile erklärt, dieser zeiGe, dB~
 

es einen verfassungsmäßigen Weg zum Sozialismus nicht eebe,
 

und daß der Putsch in Chile nur insoweit für die BRr von Ee­


deutung sei, als nunmehr ein Bekenntnis sozialistischer Lehr­


amtsbewerber zum verfassungsmäßigen Weg zum Sozialismus "un­


glaubwürdig" geworden sei. Es wurde hier aus dem antisoziali ­
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stischen und antidemokratischen Verfassungsumsturz und Mas­

senmord in Chile, !'ür der. Carstens im übriGen Sympathiewer­

bung betrieb, ein ArGument zugunsten meiner existenziellen Ver­

nichtune herseleitet. Hierzu erkläre ich, daß die vOn Carstens 

aufgestellte Alternative nicht existiert: auch wenn es Dr. 

Allende celuncer. wäre, die ver!'assungsreindlichen ~örder zurück­

zuschlacen, darr. ~äre dies auch und erst recht verfassunGs­
Mäßie ce~o:en. :5 hätte sich vom sozialen Inhalt her- nach 

der wissrn~c~nftlic~en Definition des ~evolutionären - wohl 

um revolutionäre, jedenfalls aber um eine v rfassungsmä. iGe, 

ae~okratievertei6icendeGewalt, um die jedem Staat zustehende 

Verbrec~cnsnb~ ~r, cehandelt. 

S3 is~ !~ir bek8n~t, daß ~rnst ~e~da sact, eine Sozialisieruns 

von Gr:.JndstoC~in 'u::;~rie'l i,,;em. Art. 1,5 ClG sei insoweit verfi1:,­

~)J:1C!': ~-f:'incilic::) A.ls sie 'iic!"".:' berei ts '.'!e.:jen rler ~:: ~i..r. er. J~~::~._ 

","ne:. C::n tscl-,:idiG1i r ,.::;sp Cl' eh t prak tiscl: undurch rührbar'F:,i. ;:~ch 

Ee~da ~~re~ also die von ~ir cul~e~ei~e~e~ soziali~··~Fche~ 2iA­

e ver;"a~su~.:=;s:eir:dlic~. ::-a jedoc!-: !::P,l1daE' A:"1sic1t u:;ri;: ... ~i,~ 

1:.;t, .::. h. iie :)ozialisieru:1C strl;: ::urbps'ti~l:nender Pro~ul\'ior.s-

pali ti3C:',r:S ::::l:izi.e e1:e::50 verfas:;ur.c::;mäGi{; ','/ie die a1,', ::.10" e:: 

2iel~etz'::~G:: ~ller ~oziBli~~i~c~e:: Parteien in 2Jr,'pa. 

scher Gru::cilaee c;e':Udete .',a:Üi:U::c!::is 'lat i,~ :-:.'irz 1'::':) die ab­

Ciolute ,:e'~rheit Lur äußer~L Är."Pf ',.'crfe.hlt. Ich;' iiberzeue;t, 

:03 die"es Wahl~U::dnis wegen der letztlich n r auf sozialisti­

scher ··sis ~irksD~ zu Ibse~den :ide sprUche der französischen 

kapitali ti: ehen Gesel schaft un wecen ei~es rea i tiscr.e~ 

an~i~onopoli~tische:: Prozramms in absehbarer Zeit die ~ahle:: 

~e~innen ~ird u::d, ohne RUcksc~l;iLe au~zusc~ließen, zumindest 

e~tscheide~Je ?ortschritte ir. Kichtur.g 8U: die antimonopolisti­

sche Demokratie erreichen ,,';ird, dar:1it allch auf die EröffnunG 

des.'.'e2;es zum Sozi:J ' is:1:JS, auf die Stärk':nc; ihrer sozialen 

und da:r.it politi:c'1cn 5asis. Ähnliches C;ilt für Italien. Oiese An· 

sicht teile ich ~it einem eroßen Teil meiner künftiGen fran­

zösL'chen und i talier,ischen Kollegen. 

~~ne das lOD-jähriGe ~irke::	 des marxistischen Sozialismus in 
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Deutschland wäre es um die Rechts- und Sozialstaatlichkeit 

sehr viel schlechter bestellt; deren Elemente sind weit 
eher auf Bebel zurückzuführen als auf Bismarck, darüber 

gibt es keinen Zweifel. Im Weltmaßstab genießt aus allgemein 

bekannten Gründen die marxistische deutsche Arbeiterbewegung 

einen höheren demokratischen Kredit als etwa die deutsche 

Justiztradi tion. 

Es hat mich auch sehr beeindruckt, daß es Marxisten und mit 

Marxisten verbündete Kräfte waren, die jahrzehntelang allein 

und z.T. unter justiziellen Opfern heutige Positionen der 

ßundesaußenpolitik wie die Anerkennung der Ostgrenzen, der 

Staatlichkeit der DDR, der Atomwaffensp~rre, der Europäischen 

Sicherheitskonferenz vertreten haben, dadurch Weitblick be­
wiesen und für Kontinuität des Verfassungslebens in lebens­

wichtigen nationalen ~ragen gesorgt haben. Außerdem beein­
druckt mich, daß es seit langem keine Auseinandersetzung um 

Heformbereiche und Gemeinschaft~aufgaben mehr gibt, in der 
der sozialistische Gedanke nicht letztlich Bezugspunkt der 

Alternati~e zum Bestehenden ist und ihr die geistige Substanz 
liefert. 

Ich halte es auch nicht für richtig, vorzuschlagen, man solle 

mit sozialistischem Ideengut die SPD unterwandern. Der so­
zialistische Gedanke ist es sich schuldig, daß er im Verfas­

sungsleben nicht als "innere Schwierigkeit" einer anderen, 

ein sozialistisches Selbstverständnis negierenden Partei auf­

tritt, sondern sich als selbständige Alternative, als theore­
tischer Bezugspunkt, zu dem man sich klar bekennen kann, zur 

Wahl stellt. 

II. 

Ich brauche hier nicht die Frage zu erörtern, ob die dem 

KPD-Verbotsurteil, nicht etwa dem GG entnommene Definition 
der freiheitlich demokratischen Grundordnung den demokra­

tischen Wesenskern unserer Verfassung ausreichend und in der 

angemessenen Gewichtung wiedergibt, denn ich bekenne mich 
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rückhaltlos zu den Elementen dieser Definition: 

"Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten ~ienschenrech­

ten, vor allem vor dem Recht der Persönlichkeit auf Leben und 

freie En t fal tung": 

Es dürfte unbestritten sein, daß hierin der Ausgangspunkt und 

das Grundmotiv der sozialistischen Arbeiterbewegunc lieCt. Al­

le sozialistische Politik dient dem Zweck, diese Rechte zu 

schaffen und zu verteidigen und die sozialen und friedlichen 

Voraussetzungen für die Entfaltungsmöglichkeiten der breiLAP 

Massen der arbeitenden Bevölkerung herzustellen und zu ~ichern. 

Dabei soll die sozialökonomische Basis nicht die verfas uncs­

mäßig niedergelegten Entfaltungsmöglichkeiten der Masse der 

lohnabhängigen Einzelnen verkleinern, sondern die verfasRuncs­

mäßig verbrieften Entfaltungsmöglichkeiten solle~ umGeke~rt 

die sozialökonomische Basis entsprechend gestalter rclre~. 

Wenn heute Staatsrechtslehrertagungen das Problem der ":\1\ ~'.la­

lisierung von Grundrechten im Leistungsbereich" au f'.'.'er re~, 1::0 

das Maß der Grundrechtsverwirklichung - Marxisten ~ürder sa­

gen: der Produktivkräfteentwicklung entsprechend vomI -

Maß der "Teilhabe" (nicht nur der "Abwehr"), d.h. der realen 

gesellschaftlichen Mitbestimmung, abhängig machen, so darf 

ich dies wohl zu Recht auf den direkten oder indirekten Ein­

fluß des sozialistischen Gedankens zurückführen. 

Wenn heute ganz offiziell gesagt wird, daß die Grundrechte im­

mer unter dem Vorbehalt der "Gemeinschaft" stünden, möchte man 

gerade als Sozialistin formal nichts einwenden, zumal ja die 

offizielle Begründung darin besteht, daß die "Gemeinschaft" 

erst die Grundrechtsverwirklichung "hervorbringe", was sich 

ebenfalls wie ein etwas schwächlicher Aufguß einer alten sozia­

listischen These liest. Neuralgischer Punkt ist also nicht der 

rechtliche Ort dieser Grundrechte innerhalb der Totalität ge­

sellschaftlicher und rechtlicher Wechselbeziehungen, sondern 

die Frage, wie man diese "einschränkende" und zugleich "hervor­

bringende" " Gern ein s c h a f t " bestimmt: als Gesamt­

heit aktueller sozialökonomischer Vormachtstellungen oder 

als verwirklichungsbedürftiges Ordnungs bild unserer geschrie­

benen Verfassungen, - als eine vom singulären Interesse privat­
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wirtschaftlicher Monopole oder aber überwiegend vom pluralen 

Interesse der arbeitenden Massen her zu orßa~isierende Gesell­

schaft. Hier - und nicht in der formaljuristische~ (.onstruk­

tion der Grundrechte - findet m.E. gegenwärtig der eisentli­

che verfassungspolitische Positionenkampf statt; hier den de­

zidiert sozialistischen 3ezuGspunkt, d.h. den Vorr3~~ der 10h~­

abhängigen Mehrheit einzubringen, ist für die i:'R~:O:(.r3 tie ~.::::. 

lebensnotwendis· 

Es ist mir klar, daß dies ein grobgerastete r u~d vartierun~~­

bedürftiGer Gedanke ist; jedenfalls halte ic~ e~ ~ter ~Cr Tit 

dem Wertbild der Verfassun~en für unvereinba~, ~s~~ :j~repd0 

Staatswissenschaftler wie Eric Voegelin und ~ötz ~rie'~ ~ic:~ 

Gemeinschaft mit einer auf den Gesamtstaat Ubertracn~e~ rri~~:­

wirtschaftlichen fabrikordnung identifiziere '~r ~er :~~~:3­

rechtIer eh. 3ellstedt meint, die Grundrechte ?cie~~ece~ 

des Gemeinschaftsvorbehalts nur insoweit ße;~et8n, ,,'.- :ie "'y­

serer Sei te im 'Nel t'.'.'ei ten Büq;erkrieg mi t ce:~ :':o:-::'~'I;,is~'::o ,;~,' 

dem dadurch bewirkten permanenten Ausnahmezu~t~rd" ~~(~:e~. :e­
nau das haben die ~azis auch sesagt. 

Von einem rein laienhaften Verstä~dnis her hQt~ ic~ S0? ~ir­

druck, daß das 13undesverfassunGse;ericht ir. ?J:~ p."~ L,'''cr.c:i.::';'':;'''­

zum Fernseh- und Hochschulrecht einen - kei"'e~~0~~ F01t~[­

verständlichen - Geda~ken aufgeciriffen hat, (;,.,r "':i .. ;'~rz~·:.:ic;\ 

aller sozialistischen P'"Jilosophie ist u:1d ti :c r :0 r .;':: '!li e,'" 

ausschließlich von dieser propagiert wurde: nj~~ich ~n~ hcsti~~­

te menschliche Individualfreiheiten (dort: Mei:1ungs- u~d ~ehr­

freiheit) nur durch n ich t - private, n ich t - profit­

orientierte kollektive Organisation der einschlägi5en Institu­

tionen (und der zur VerfüGung stehende:1 sachlichen Mittel) 

gewährleistet \'Ierden kann. Das war ein quali tativ neuer und 

entscheidender cedanklicher Schritt: vom sozialistischen Ansatz 

aus läßt sich über vieles streiten, über das dort zum Ausdruck 

gebrachte Prinzip nicht. 

Die Grundrechte sollen alle - auch in ihrer realen Verwirkli­

chungschance - möglichst im gleichen Ausmaße besitzen. Dabei 

soll Herr Arndt von Bohlen und galbach nicht ~eniger reale 

Rechte haben als ein Arbeiter, aber halt auch nicht allzu viele 

mehr. 

- 12 ­ - 7 



b ­

"Volkss:JUveräni tä t": 

Jaß sie 6e~ ceistice Geburtsort der sozialistischen wie -ller 

c- ellscha- lich fortschrittliche. und humanistischen 2 E~re­

~ n;en der ~eschichte ist, ~ird von niemandem bes~ritte.. ! s 

ver~assu~CE~ei~~lich lehne ic~ ~aher die Ansic~t der !artur­

cer StaClt"rechtc:lei,rer:ö .'.cüter ':a::1e1 ab, U;:lS '01\, "repr3se~tie­

re l1 ".'/or e.:.. ef::;·;"\ti'l ber.c~;sc. e und :nanipu 1 iere, ':.'(3.[: c~e:':'l 

i~ :' t • ;:•..' :J ~ (11 ,'\ 11 e (~ e ','; fi 2. ~-' -:e l: t V;J r.1 '0.1:> 1/" e a"J s 11) c; c ~ ',': E.' [j (J r. ~ i c :-. : 

'::ic0r:::präcr.c, '::eil ~~ie::e:, nli:" (~i0.r: lo:,:tverE' ;;i .. c~ iC~11-.ei a'J~­

ur unun:;änslich hä.lc, so halte ich :liese An ·ici: .. rUr \ierfno:­

sunGs:eindlich. 

Die 5 % Klausel halte ich fUr undeMokratisch, da ~lerd~rch 

neue Parteien, die nicht auf einer momentan aurcereiz:e~ 

denaGo~ischen Welle schwimmen, sondern eine ser" se, ~ic~ i~ 

rationaler Uberzeugunßsarbeit, d.h. langsam durc ,~etze~'e ~l­

ternative bieten, keine reale Startchance haben. 

~·'ormal freie Wahlen sind unverzichtbare Voraussetzu .. c der :-e­
mokratie, jedoch allein noch keineswegs deren Garant. ie ra-_ 

mal freien Wahlen von 1933 betrachte ich nicht in de~ r' ~e 

als eigentlich "frei", daß ich dann konsequent sazer. müßte, 

am Hitlerismus trage die Wählermehrheit die Hauptschuld. 

- g 
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t Demokratie hängt vo~ der Fraße at, inwieweit die Bevölkerung 

'J	 bei wesentlichen Fragen ~itzuentscheiden hat. 

Die Frage der freien ~ahlen ist nicht zu trennen von der Be­

fähigung der Massen zur sachgerechten Entscheidunß durch ge­

setzlich verankertes, zur Gewohr.heit ßewordenes Mitwirken 

in betrieblichen und außcr~etrieblichen Entscheidunßsgremien, 

durch die systematische Viskussion wichtiger Gesetze"twürfe 

mit der Bevölkerung, die von den Gewählten Verantwortlichen 

aktiv einzubeziehen und dort aufzusuchen ist, wo sie zu fin­

den und anzusprechen i~t. Die ~einun3 3chröders, daß 

eine funktionierende Der.lokratie au: die "Apathie der :~a:;sen" 

anGewiesen ist, lehne ich 3b u~d behaupte das Ge0e~teil, 

Nach Art. 20 GG geht 311e Ge',valt vo~n 'Jolke a'.I", L'e:r.~'lt~~!1re­


chend ist die VolksvertretU"G das oberste ~t~~tlic~e Mac~t­


orßan, dem die Regierune nicht neben - sO'ldpr~ untßr~oord~pL
 

is t.
 

Es ist bekannt, daß die 've','/altenteilung heute vo~ Rt'gier1lrl[';s­


vertretern, hohen Richt8rn der 2R2 (l::endn., :.'riesen~a,h~) lJ~HI
 

unserer Staatsrechtslehre für UberhJlt und dysfun~tioral er ­


klärt wird; dies Geschieht ~ru'l~sätzlich zulastc~ der Parla­


71en te und zUßu:1sten einer "ursprünGlich ei::e'len ;~e:~i er'l~t:s­


.:ewa 1 t".
 

Nenn ich also e~tc;eL:en jene'l1 vorherr,r;chen,'icr, Trend de:; Abbau::
 

parlamentarischer ?echte GeBcn einc Vermi~deru~G u~d für ei~c
 

Erweiterung der Kompetenz der Volksvertretu~ren ei~tretc, un­


terstütze ich die GewaltenteilunG weit ~ehr als jene Krifte,
 

die staatliche Kompetenzen i~~er stirker allf die Resierun~e~
 

und die Verwaltungen konze~trieren wolle~.
 

Wenn auch alle Gewalt - von direkte~ ~itbesti~mun~srechtpn
 

abgesehen - über die Volksvertretu"c;en vom lJe)ll(e au"zu[;ehe~
 

hat, so wird in allen modernen Staaten die Aufteilu~['; ~taatli­


eher Funktionen eine selbstverständliche ~otwendißkeit blei ­


ben.
 

"Verantwortlichkeit der ReßierunG und Gesetzmäßißkeit der
 

Verwaltung":
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Aus meinen bisherigen Ausführungen ergibt sich bereits logisch 

die Bejahung und - im Vergleich zu anderen politischen Rich­

tungen besonders intensive Betonung dieser Grundsätze. 

"UnabhäneiGkeit der Gerichte": 

Diese Unabhängiekeit kann natürlich nicht heißen: UnabhänGic­

keit von den übriee~ Verfassungspostulaten. Sie bedeutet aus­

schließliche und absolute Abhängigkeit von diesen, wie z.~. 

Volkssouveränität, Sozialstaatsprinzip, Aufbau der Demokratie 

von unten nach obe~, vielleicht auch die soC;. "Drittwirkunc;" 

von Grundrechten als i~terventionisti"cher Schutz der Verfas­

sunG geeenüber sozialöko~omischen Primärzwängen ( die pres~ure 

CrQup hinter diesen ~erten si~d bestimmt nicht die fenopole). 

Uie Gerichte sind desto u~abhänGiger, je besser sie in riie Lac;e 

versetzt werden, RechtSGrundsätze ausschließlich von den 

Jemokraticchen u~d sozialstaatlichen Grundsätzen der Verfas­

suncen abzuleiten, und je weni6er sie cezwuneen sind, unter 

dem Einfluß verfassungsfremd strukturierter sozialökono~ischer 

Vormachtstellur.::;e!1 "k~echtsfortbildtJnc;en" vorzunehmen, u~ ihre 

Autorität cecenüber den "l,ealiti:iten des Leteu'" behaupter zu 

können. 

(Selbstverständlich lehne ich jeden, nicht in de~ Prozeßord­

~unben vorcesehe!1en Vereuch der Sinflußnahme auf Gerichte und 

:üch ter 3 b). 

"Mehrparteienprin.zip und Chancengleichhei t für alle poli tü:chen 

Parteien mit dem Hecht auf verfassunesmäßiGe Eildun~ und Aus-

ü bune einer üpposi tion": 

Ich stelle mir sozialistische Politik so vor, daß auf der 

Grundlage und mit den Mitteln der demokratischen VerfassunG 

schrittweise staatlich-verbindliche antimonopolistische Ent­

scheidungen erreicht werden. Dadurch sollen die Weichen der 

weiteren politischen und gesellschaftlichen Entwicklung ge­

stellt werden. Z~ischen allen nichtmonopolistischen ­

Arbeitnehmer-, mittelständische, bäuerliche Interessen ver­

tretende, durch eine gemeinsame Religion oder Tradition zu­

sammeneehaltene - Parteien und Partei flügeln innerhalb an 
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~ich monopolistisch oriertier~pr Parteien muß dabei der Gemei~­

same (eben a~timonopolistische) Nenner befunde~, ko~kret arti ­

kuliert urd durchge~ührt werden. 

I Ich bejahe das Mehrparteienprinzip nicht nur als Verr3s~unGs­


I

!prinzir, sondern behe ~ogar davon a~s, daß ein nach seinen so­

zialen und be~ußtGeinsmäßisen Standorten so differenziertes
 

'hlk wie das unsere nur im Zusammen- und '.'Iiderspiel verschi0oic­


ner, d.h. verschiedene Schichten, Interessen und Bewußtseins­


formen zum Ausdrucl< brinGender Parteien zu politischen Sntschei­


duneen celangen kann. 

Zur "Chancencleichhei t" meine ich, c,aß - keinesweGs nur in' dem 

~inne, in dem It. Dwicht ~ise~~o'~er im ~reien Amerika je­

der Zeitungsjunge dieselben "Gleichen Chancen" hat wie ein 

i!illionärserbe, wen' ,'.' n),;r "tüchti[;" ist - nie r.,~~ r1'lrchaus 

die sel n juristischen Cha~cen habe~ soll wie jetzt die nr~. 

:~i:) C:,)U-:üt::;lied, das d'ie Ver~indlichkeit ver!'ass:J'i[;si"äßicror 

':ntscheiriur,.::;e!l anerkennt und nicht nach dem \forbild (:\-'ile5 oder 

Griechenlands außer Kraft setze. möchte, wird nicht i~ seiner 

~eruflichen ~xisterz vernichtet werden, ~ie man das nun mir 

androh c. 

)ie Sozialisten werden den jetziGen CSJ - ?ührern jedoch nicht 

den Gef,ülen tun ldi ne r " d.ie Monopclstr '\Hur i': Wirtschaft ',rcJ 

r sell chaft unansetastet zu lasser, nur rla ... it 5ie eire crö~ere 

reale ChRnce hehalten als Parteien, deren 50ziBlö~onomische E~­

:-i,- "nur" 1.:: da:: \';0. i·~l\ ti'lcn ~a ter',ellen \I;,d :::crali:c·~.8:: 1:-- te­

r?:;'.n der arbei:: __ ,ip.:1 M;)o;SB, lie.:;t. '-iozioloZ;L:;ch- "n'-;cL2cr 

'ürc! .o:ie sich da;,;. ei:1c:: Glr.:ic. sand ihrer C:1Cl:1Cer. n"T Gurc'" 

:;c~e":: ~ü;;l ':1.::.-·in~ustrie C8r1 \jor~~c Cc-;?"::onde, ,8") (' \'\:ri?tlir.~:8:-: 

~r'J;Hi:;-ä':ze:l ·~El:)ic:,e:."';e ~as"'cnp8.rtei er::81 :er:. ).:(j"1;:.0 ....... (rir;.'} '.'/i rrl
 

jedoc:1 allp.i:. ~ache cer 02.::';1.: :;ein). i:ier.::J.u[ - 'l'1d 1ic~,: et':;a -3'J f 

ircendei::e juri~tische Dp.sc~neidunß der P rteirrei~ei~ :"ac\-' 

~rt der ~erursverhote - cründet 5ic~ ~ei:: Vertrauen auf rlie 

r8011e Chance der anti~onopoli.tisch- demokrati~che:: \lternative, 

die den ~es zum Sozialismus z~ar nicht garantiert, aber doch 

eröffnet. 

Die chilenische Demokratie ist nicht an zu 3erinßer ~oleranz 

der Marxisten gegenüber antisozialisti~cher Opposition zugrun­

de GeganGen. 
- 16 ­ - 1 I 
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In Anlehnung an Art. 139 GS und die historisch begründete a!1ti­

faschistische Stoßrichtung des Grundcesetzes würde ich dieses 

Recht au! freie politische BetätiGung nicht neofaschistischen 

Parteien zubilligen, ~ie sie das Pundesverfassungseericht gern, 

"ihrer ':!esensver~':C\ndtschaft zur Vorstellu:JGs':lel t der ;!DDAP" 

festscellt. 

Abschließend hierzu dar: ic~ bemerken, daß es nicht notwendi~ 

i~t, diese. Werte ei~er frei~eitlich demokratischen Grundord­

nun; no, ~ie dar ~undesverfassun~5;erichtes tut, aus ei!1er 

"Schäpi':.1:1G::;ordn~r1g" abz,ulei ten: Sie 'ni t einem laizistisc'1.n 

H1J~·~il.:1is~u.: in 'Jerbi:1dul".1,:; zu bringen, ist !licht nur sll':::jekti.v 

c~rlicher, s~~der~ 3~C~ hiG~orisc~ 0erechter. 

II:!.. 

I:~ ~~~zc;t~src a~ch v811 ~t~ ~a~z die in ~rt. 133 der ~ayeri­

:-serIE!': VC(\~'D[;:"~L::1C ~G:l_(-:;'L:.~8r: 2ildu~Gszil;le. Jas dort ;e~a~:~--:te 

()b~rst9 ~il:-';~J:~z:~:ziel d€·r "l:J"',rf·llrc~.: vo'!: :lJtt" verstcr:e ic~ 

d3bci wit=: der crc:~c ::u~'::o::i~: G::c:. p!"ot0.st0ntiscre rrheolo0 e
 

tt.lbert :3chwsi tz~~r 81:;, "E:-::- r:..:rc:~ t l/or dc"n .secen".
 

In d€'.:"' ::e.:-:fi~c:--!c;: '-.'8rfB.r:.::unc l.3utet der c:~t2prec:'-'e!1ce :,\rt. ~6:
 

"C0r ·:':()[.'c·:1ic(;tsunter~.ic~t ~Uß DUr getre:...te, ur.vcrfäl~ch:e 

Dü-rdellt.:r.;,; der VerGanger.(,eit cericr.cet sei:1. Dabei str.d 
i~ den Vor orcrt.::1d zu stellen die ~ro~cn Wohltäter der 
Me;~~c~heit, die E~:wicJ~l~n~ vo~ ~~aat, Wi~tschaft, Zivi_i­
::0'. ;:,i()~ uno Kt.:l tur, nicht aber der FeJ.c::lerrPll, Krie[;e und 
Gcr.li1c:-:cen. Nicht zu, dulder: rii:1d A;Jffassul1cen, welc'1e die 
:::r!J.~c.llF.l~c~ ce.: c<:~r.oi\.ratisc!'1en .:t.D.ater.; cefL·P".~cer,f1. 

1'1 Ar-t. 7 I1 der VCrl'Glf;s\.;;']C VJ~ N?W heifH es: 

"Die J!;genc ,;011 Grzo,.~er. werder im' Geiste r'er Men 'chlicl-:­
~eit, der Dc~okraLie und der Freiheit, zur DuldRa~keit 

'.r.:'. zur Ac~tu~c vor der Uberzeucunc des anderen, in Liebe 
zu Vol;, une ;lei~,a;:" zur 'Jölj,erce~einGchai'L und Friedens­
:esir.~:1J::.g". 

~iese For~ulieruncer. cebe~ noc~ ~xakter als die bayerische 

:::8ino Uberze~lptnc:er. wieder. 

I'J. 

j~s i2t richtig, daß ich weGen meiner Teilnahme an der Demon­

sera tion vor und "im" AllI'lesen DenninGerstr. 22 einen Straf­

befehl des Amts8erichte~ Münch~n weeen cemeinschaftlichen 

- 17 ­ - 12 
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Hausfriedenbruches tiber 150.-- DM erhalten habe (mit Datum 

vom 20.4.1971). 
Wegen der Einzelheiten des Vorganges und der positiven Wertung, 
die er in der Öffentlichkeit erfahren hat, darf ich auf die 
meinem Antrag auf einstweilige Anordnung beige fUgte Eidesstatt­
liche Versicherung meines Anwalts verweisen und weiterhin fest­
stellen: 
Ich hab~ die Einspruchsfrist unverschuldet verstreichen lassen, 
da ich den Strafbefehl erst 4 Wochen nach dessen Zustellung 
vorfand. Obwohl ich damals mehreren - auch juristisch gebildeten­
Bekannten den Strafbefehl zeigte, machte mich niemand auf die 
mir heute bekannte Möglichkeit einer Einsetzung in den vorigen, 
Stand aufmerksam. So ist der Strafbefehl leider rechtskräftig 
geworden. 
Ich glaube, daß ich sonst durchaus die Chance eines Freispruchs 
gehabt hätte. Man konnte nämlich den Wohnblock, der ja ohnehin 
seit fast drei Jahren leerstand, völlig ungehindert nnd, ohne 
von irgendjemandem warnend angesprochen zu werden, bet~eten. 

Da ich erst einige Stunden nach Beginn der Demonstration hin­
zugekommen war, bot sich mir das Bild, daß das Haus offen­
stand, Demonstranten mit Transparenten diszip}iniert und ohne 
jede Tendenz der Ruhestörung oder Aggressivität in den leer­
stehenden Wognräumen standen, und die in einer großen Uberzahl 
in Zivil und in Uniform am Ort befindliche Polizei ruhig ge­
währen ließ und offenbar keinen Anlaß zum Einschreiten sah. 
Es sah nicht so aus, als wäre hier gegen den Willen irgend­
-eines Hausrechtsinhabers eingedrungen worden. Es bestand viel­
mehr der Eindruck, als habe dieser gewähren lassen oder handelte 
zumindest nach Maßgabe einer polizeilicherseits angerate­
nen Taktik der "integrativen Demonstrationsbewältigung". Daß 
der Hausrechtsinhaber - wie mir wohl bekannt war: die US-Be­
satzungsmacht - von keinem Hausrecht gegen die friedlichen 
Demonstranten Gebrauch machte, war auch dadurch nahegelegt, 
daß am selben Vormittag Bilder in der Zeitung erschienen, auf 
denen der US-Präsident Demonstranten gegen den Vietnam-Krieg 
in den Garten des Weißen Hauses zum Teetrinken zu den dort 
bereitstehenden Pappbechern und Pressefotographen zu laden 
versuchte, und allgemein bekannt ist, daß dies eine spezifisch 
amerikanische Methode der Demonstrantenbefriedung ist. Dem 
entsprach auch mein Eindruck beim Eintreffen am Tatort. 

- 18 ­ - 13 
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Als ich den Eingang des Hauses passierte, sagte ein Polizist 
in Uniform scherzhaft zu einem anderen Passanten: "Mir ham' 
heut' den Tag der Offenen TUr !", was die Atmosphäre tref­
fend kennzeichnete. 

Ich halte ebenso wie die Polizei und die Gerichte nicht jene 
liberale Theorie für zutreffend, die sagt, die Polizei dürfe 
ihr Einschreiten gegen vorliegendes Unrecht von Opportuni­
tätserwägungen abhängig machen, sondern jene allgemein vor­
herrschende konservative Theorie, nach der die Polizei im­
mer, wenn sie Unrecht erkennt, einschreiten muß. Da die Poli­
zei nicht einschritt, durfte ich also annehmen, daß sie kein 
Unrecht, insbesondere keinen Hausfriedensbruch erkannte; 
dieser er~ennbaren Meinung der Polizei glaubte ich mich an­
schließen zu dürfen. 

Erst als am Abend Lieutenant Colonel John Brosnan Strafantrag 
stellte, erkannte die Polizei einen entgegenstehenden Willen 
des US - Hausrechtsinhabers und schritt ein. Dies war mir je­
doch damals nicht bekannt. 

Keine Person und keine Sache waren irgendwie zu Schaden ge­
kommen. Niemand bestreitet, daß die alsbald erfolgende Freigabe 
der Wohnungen für Münchner Wohnungssuchende ein direkter 
Erfolg dieser Demonstration war, die eben erst durch den 
symbolischen "Einzug von Mietern" - und nur hierdurch ! - die 
Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf sich gezogen hatte. Dies 
war auch das Motiv dafür, daß ich mich selbst in das Haus begab. 
Wichtige Beweggründe, an der Demonstration teilzunehmen, waren 
für mich: 

1) emotionales Entsetzen darüber, daß, während im Stadtgebiet 
über 40 000 Wohnungssuchende mit der Dringlichkeitsstufe I 
auf die Zuweisung einer Wohnung warteten, gute, aus deutschen 
Steuermitteln bezahlte Wohnungen jahrelang leerstehen, wohin­
gegen doch die Bayerische Verfassung ein Recht auf angemessenen 
Wohnraum gewährt; 

2) der in dieser Frage einhellige und damit zur Verfassungs­
wirklichkeit gewordene Konsens aller - von der DKP tiber die 
Gewerkschaften, die ßtadtverwaltung bis zur Bay. Staatsregie­
rung - , der sich gegen das sozialwidrige US- Besatzungsdelikt 
als einen Verfassungs fremdkörper richtete. 

-19- -14 
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In jenen Jahren ~errschte - jeder~ann deutlich - eine gesell­

schaftliche ?ollenerwartuns vor, die ~tudenten be~ußt zugestand, 

was 3ea!l1te:1 und ]e ferendoren als die~;; tlic'lc ;.~r.r8cel~äßiGkeit 

anGelastet 'I/orden ·,':äre: !l1it dem :::ec"t -jer Ju;·:,-,nd~c::.'..'),Glicr.­

ter auf unsoziale, Uber~olte ~i~stände zu ~R~re~ ur.rl dabei den 

becrenzten Konflikt - wenn auch nicht ~it dem Gesetz, so doc,; 

mit der ~or!l1alität des AlltaGS - nicht zu scheuer. 

Inkorrektheit und UnsebUhr zu verteidiGe~ liect ~ir rern. ~ar 

ist jedoch schon mit weit Graviererdere~ relikte~ 2eamter gewor­

den und geblieber.. Ich habe diesen Jtra"befehl auch in der ~el­

dung zur ersten Staat~prurur.C co~ie im Ar.trac; aur Zulassune zum 

Vorbereituncsdiensl ~itGeteilt und besc~rieben. 

Im Zurammenhang !l1it der ~chil~eru~c der ~atur meines Delikts 

einerseits und !l1~i es Verr0ssunßsverstän~r.issesandererseits 

darf ich abschlier.le::c .:-ler :~o:"!r;ur.[; !\u:""(~ruck e::.ej'l~ :-i{·1.'?:. ir. 

ei:1er Zeit, .in u"r cer ~~esri:!"' ::er 1!~Jer:a~5u,":[:'l und der 11fdSC" 

zuneh~end in der Slo,~r~chtunc aue einer status qua !l1inus der 

De!l1okratie ~ißbraucht ~ird (~erurEverbole ! l, u~3e~ehrt jedes 

~irklich de~okratischc ?n~acement und proGre~sive ?eformvJrha­

be!1 - ~ie ein oziales 2oderrecht, ei~ :lej.che :~a~ce~ ~ew~hren­

des ';ildunt';G'.lJer.on us·'.'. - ael:' die '/er fassung zurUckge rUhrt u~d 

von ihr abGeleitet wird. 'lies nutzt cerade cer de!l1ol,ratisc~er. 

Ver~assunc selbst: ihr ~eser. wird e~ bleibe~, r.ach vorwärts und 

nicht !"3ch rUck·:iärts zu::c.'.:;en. 

Ich ho:·-., sehr [:eehrter :-!err :·:ini2terialdiricent, erschöpfer.de 

'\ncabe;) ,..:··~~acht zu hAben. Ic~. bz':: .."11ein. /'.n'iialt, stehen fUr 

weitere :-?Uck':ragen jederzeit zur '!er:Ugur.g. :;a:;.ei :!löc~ten '-':ir 

es Ihnen Uberla~sen, oL ~ie eine schrirtliche ~ean.twartun.c 

schrirtlicher ~racen oder ei;}e ~Undlic~e Vorsprache wU~sc~e!". 

Um eines bitte ich sehr drincend: ~einer. ":'all" so zu cehandel:1, 

daß ich bei positiver Verbe~cheiju:13 oder bei Srla~ einer :inst­

weiligen Anordnu~c noch in de~ Z~~ ~erMin 1973 - 11 - be::;onnenen. 

~orbereitunzsdien~L eintrelen ~ann. ~ei1e Ver:ahren si!"d läncst 

entscheidunesreif. 

~:il vorzUclicher :!ochac"t;Jn3 

Ir.re "ehr erGebene 

(I~:::e ~ierleir,) 
AnlaGer. 
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